Die Stellungnahme von BUND und NABU bezieht sich auf zwei Themen:
Teil I: Ergänzungen zu den Unterlagen und zur Risiko-Abwägung

Teil II: Bewertungen und Ergänzungen beim Eingriffsausgleich sowie Anmerkungen zur zukünftigen Nutzung
Teil I
Ergänzungen zu den Unterlagen und zur Risiko-Abwägung

1. Stellenwert der Risiko-Prüfung

· Angesichts mehrerer Hundert Baggerseen in Baden-Württemberg mit bisher nur wenigen Schadensfällen, 
· angesichts des großen Unterlagenumfangs für dieses Verfahren 
· und angesichts der scheinbar guter Datenlage bei der Schadstoff-Folgeforschung in angeblich vergleichbaren Baggerseen 
besteht die Gefahr, dass im Rahmen des Verfahrens die Erörterung von Risiken nicht in der notwendigen Ausführlichkeit erfolgt.
Die Naturschutzverbände weisen aber auf folgendes hin: 

1.1. Die geringe Zahl von Grundwasserschäden durch Schadstoffe in Baggerseen bisher kann ein glücklicher Zufall sein – wie groß das Risiko eines Einsturzes einer Eislaufhalle ist, wurde auch erst festgestellt, nachdem sich im Januar 2006 in Bad Reichenhall ein solcher Unfall ereignet hatte. Die Gefahr schwerer ICE-Unfälle wurde erst nach dem Unglück von Eschede 1998 richtig deutlich.
1.2. Eine Nassbaggerung dieser Tiefe ist eine dauerhafte Freilegung des Grundwassers. Wie in den Unterlagen betont wird, durchströmt das Grundwasser den See. Mit dieser „Strömung“ werden auch Schadstoffe unmittelbar (ohne Filterung durch Kies und Bodenschichten) ins Grundwasser eingetragen. Auf jeden Fall diejenigen, die über die Luft in den See eingetragen werden, mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit auch solche, die durch kriminelle Handlungen, Unfälle oder Fahrlässigkeit in den See gelangen. Dass es zu einer Belastung kommt, die sich über Jahrhunderte auswirkt, ist mit einem Baggersee deutlich wahrscheinlicher als wenn das Grundwasser nicht angeschnitten wird.
1.3. In Fässer und ähnliche Gebinde verpackte Schadstoffe sowie andere schadstoffhaltige Objekte (z.B. Fahrzeuge) sind auf einer offenen Trockenbagger-Stelle sofort zu sehen. Im Wasser werden die Gebinde in aller Regel nur durch Zufall entdeckt. Da nur wenige Schadstofftypen an der Wasseroberfläche optisch erkennbar sind, wird eine Schadstoffbelastung in der Regel erst feststellbar sein, wenn diese längst das Grundwasser erreicht hat. 

1.4. Es geht hier um einen See, der drei Stockwerke tief ist. Eine Schadstoffbelastung in den oberflächennahen Schichten wird möglicherweise sanierbar sein. Eine Sanierung des untersten Stockwerks bei Ablagerung von Schadstoffen an der tiefsten Stelle des Sees ist sicher nicht möglich. 

1.5. Bei der bisherigen Diskussion über den geplanten See wurden immer wieder „Untersuchungen zahlreicher Seen“ erwähnt, die auf ein geringes Risiko für eine Beeinträchtigung durch Schadstoffe hindeuten. Wissenschaftlich haltbar sind aber nur Vergleiche des geplanten Sees mit Seen

· gleicher Größe, 
· gleicher Tiefe (drei Grundwasserschichten sind durchbrochen), 
· mit vergleichbarer Fließgeschwindigkeit des umgebenden Grundwassers,
· in einem Verdichtungsraum und in unmittelbarer Nachbarschaft sowohl eines großen Industriegebiets als auch einer Fernstraßen (größere Gefahr von kriminellen Handlungen oder Schadstoff-Unfällen als in dünner besiedelten Bereichen), 

· in unmittelbarer Nachbarschaft zu wichtigen Quellen,

· und in einem eiszeitlichen Molasse-Becken mit ähnlichen geologischen Bedingungen.
Wir erwarten, dass im Rahmen des Verfahrens deutlich wird, wie viele der beforschten und zur Begründung des angeblich geringen Risikos herangezogenen Seen nach den oben genannten Kriterien tatsächlich mit dem geplanten See vergleichbar sind. Insbesondere bitten wir um Aussagen darüber, wie viele stockwerkübergreifenden Seen im Rahmen der Untersuchungen beforscht wurden, auf die sich mehrere Gutachter im Rahmen dieses Verfahrens immer wieder beziehen.  

1.6. Im Kreis Konstanz gibt es bisher nur einen tiefen Baggersee, den Binninger See. 
(Die Sauldorf-Schwackenreuter Seen sind alle lagunenartig flach, nur wenige Meter tief). 
Es bestehen daher so gut wie keine Erfahrungen mit Grundwasser-Fließverhalten oder Schadstoff-Folgen von Nassbaggerungen mit den spezifischen Gegebenheiten des Singener Beckens bzw. des Hegaus. Wir bezweifeln, dass Erfahrungen aus den Nassbaggerungen am Oberrhein oder im Einzugsbereich der Donau direkt vergleichbar sind.
1.7. Im Südkurier vom 9. Februar 2007 wurde darüber berichtet, dass der Antragsteller den Steißlinger Bürgermeister Artur Ostermaier über seine Pläne informiert hat. Nach diesem Gespräch nannte Herr Ostermaier gegenüber der Zeitung die vorliegende Planung „das erste Projekt seiner Art“ in der Region. Der im Landkreis und in der Region einflussreiche Bürgermeister stellte fest, dass das „Thema Nassabbau früher oder später auch Steißlingen betreffen“ wird. 

Dies deutet darauf hin, dass die jetzt geplante Nassbaggerung den Präzedenzfall für weitere Planungen dieser Art im Kreis Konstanz bildet.

1.8. Im Vergleich zu den Unterlagen aus dem Jahr 2005 für das geplante und dann verworfene Gewerbegebiet Kämpfrain, Gemarkung Radolfzell-Böhringen, wurden im Hinblick auf Wasserschutzzonen und Abflüsse in der vorliegenden Umweltverträglichkeitsstudie einige Darstellungen zugunsten der Nassbaggerung offensichtlich entschärft. Andererseits wurde ein als Wasserschutzzone entwidmeter Bereich, den man nun für den Kämpfrain nicht mehr braucht, wieder als Wasserschutzzone gekennzeichnet. Wir erwarten, dass dieses Verfahren für die Bürgerinnen und Bürger den Verdacht nimmt, die Behörden der Region würden Vorkehrungen zum Schutz von Trinkwasser und deren Begründungen beliebig ändern, wenn diese Änderungen für beabsichtigte Planungen benötigt werden.   

Aufgrund der oben geschilderten Sachverhalte (Punkte 1.1. bis 1.8.) erwarten wir, dass im Rahmen des Verfahrens die Risiko-Prüfung gründlichst und als Einzelfall-Prüfung vorgenommen wird.

An Hand der aufgeführten Punkte wird auch deutlich, warum wir eine derart detaillierte Stellungnahme für notwendig halten.

1. Unklare Aussagen und offene Fragen 
Trotz des großen Unterlagen-Umfangs gibt es eine Reihe von Unklarheiten und offenen Fragen, bei denen wir erwarten, dass sie im Rahmen des Verfahrens geklärt werden. 
Einige Fragen halten wir für so zentral für das geplante Verfahren, dass wir Aussagen dazu im Planfeststellungsbeschluss erwarten. 
2.1. 

Das hydraulische Fenster, aus dem der Baggersee entstehen soll, liegt in den vorgelegten Unterlagen eindeutig südlich der B 33 neu. In der „Hydrogeologischen Erkundung Baden-Württemberg – Hydrogeologischer Bau – Singen Mappe 1“ des Geologischen Landesamtes, 2005 liegt es so weit nördlich, dass es von der B 33 neu durchschnitten wird. 
Wie erklärt sich dieser Widerspruch? Was ist richtig? Welche Auswirkungen hat die richtige Antwort auf die Planung?

2.2.

Zwischen dem Einzugsbereich der Singener Brunnen und dem Bereich des geplanten Sees besteht nach den vorgelegten Unterlagen eine Grundwasserscheitelung. Vom geplanten Baggersee aus könne daher kein Wasser in die Brunnen gelangen. Es wird erläutert, dass die Scheitelung nicht durch trennende Bodenschichten oder Gestein zustande kommt. 

Aus dem Grundwasserbewirtschaftungskonzept Singen in der Fassungen von 1999 und der Aktualisierung von 2005 lässt sich folgendes Fazit ziehen: Die Sicherheit des Singener Trinkwassers im Zusammenhang mit dem geplanten Baggersee hängt ganz entscheidend von der Grundwasserscheitelung zwischen dem Gewann Hart einerseits und der Kernstadt Singen sowie dem Münchriedbrunnen andererseits ab. In beiden Broschüren wird die Grundwasserscheitelung als Phänomen beschrieben. Sie wird mit Ermittlungen der Fließrichtung begründet. 
Es fehlt aber eine Erklärung bezüglich der Ursache dieser Grundwasserscheitelung. Auch gibt es keinen deutlichen Hinweis auf die dauerhafte Effizienz und Beständigkeit dieser Scheitelung. Dagegen verweisen mehrere Passagen auf Vorgänge, die eine Veränderung der Scheitelung auslösen können. Möglicherweise wird die Trinkwasserversorgung Singens durch das Baggerseeprojekt ernsthaft gefährdet.
Wir bitten daher um eine genaue Erläuterung, welche Gegebenheit die Scheitelung des Grundwassers bewirkt und Aussagen darüber, wie effizient und beständig diese auch auf lange Sicht ist. Wir weisen darauf hin, dass in der Umweltverträglichkeitsstudie zu diesem Verfahren die Scheitelung ausdrücklich als „variabel“ bezeichnet wird. 
Wir bitten darum, in der Begründung des Planfeststellungsbeschlusses die Antwort auf folgende Fragen festzuhalten: 
· Ist die bestehende Scheitelung so effizient, dass mit Sicherheit kein Wasser aus dem Bereich Hart in den Bereich der Singener Brunnen gelangt?

· Gibt es in Baden-Württemberg Erfahrungen aus Baggervorhaben dieser Größe, die über drei Grundwasserstockwerke reichen, wie sich ein solcher Eingriff auf Fließrichtungen und Scheitelungen des Grundwassers auswirken kann? 

· Wenn ja: Was lässt sich aus diesen Erfahrungen für die langfristige Stabilität dieser Grundwasserscheitelung und damit für die Sicherheit der Singener Brunnen folgern?

· Wie wirken sich zukünftig mögliche Veränderungen der entnommenen Grundwassermenge durch die Stadt Singen auf Verlauf und Trennwirkung der Scheitelung aus?

· Im Rahmen des Klimawandels ist eine Senkung des Grundwasserspiegels auch im Singener Becken möglich. Ist vorhersehbar, wie sich eine Senkung des Grundwasserspiegels auf die Scheitelung auswirkt – mit und ohne fertig gestelltem See?

2.3. 
In einem persönlichen Gespräch mit Besuchern der öffentlichen Bürgerinformation der Stadt Radolfzell am 8. Mai 2006 erläuterte Dr. Bertleff vom Regierungspräsidium Freiburg, dass keine Schadstoffe vom Baggersee ins Grundwasser gelangen können, da dies durch eine Kolmation des Sees verhindert wird (Kolmation: Abdichtung des Gewässerbodens durch Absinken von Partikeln). 
Professor Hötzl von der Universität Karlsruhe erläutert in seinem Gutachten, dass es im geplanten See praktische keine Kolmation geben wird. 
Wovon geht die Genehmigungsbehörde aus? Welche Auswirkung hat dies auf die Planung?
2.4. 

Wie bitten um die Erörterung der Frage, wie sich einzelne gefährliche Stoffe oder Stoffgruppen im See und im Grundwasser auswirken können, die in Betrieben  des unmittelbar angrenzenden Industriegebiets Singen verwendet werden. 

2.5.

Wir bitten um die Erörterung der Frage, wie sich größere Mengen Rost im See und im Grundwasser auswirken können.

2.6.

Wir bitten auch um eine Erörterung der Frage, wie der ungefilterte Eintrag von Luftschadstoffen in den See – und damit ins Grundwasser  - als Risikofaktor zu bewerten ist. 

2.7.

Die Umweltverträglichkeitsstudie für diese Planung bezieht sich nur auf Phase I (erste 15 Jahre), nicht auf die gesamte geplante Auskiesungsfläche. Es werden aber Schlussfolgerungen gezogen, die sich auf die Auskiesung als Ganzes beziehen – und das, obwohl die Studie den Bereich der Phase I eins ökologisch weniger wertvoll beschreibt wie die Bereiche der folgenden Phasen.  

 

2.8.
Wir bitten um auch für juristische Laien transparente und ausführliche Aussagen dazu, wie nach der Gesetzlage in Baden-Württemberg die faktische Außer-Kraft-Setzung eines Wasserschutzgebietes zur Durchführung einer Nassbaggerung abläuft und wie die dazu nötigen Schritte bei dieser Planung vollzogen und begründet werden.

2.9. 

Unter Ziffer 1.7. dieser Stellungnahme schilderten wir, dass es Hinweise einflussreicher Personen auf weitere, zukünftige Planungen zur Nassbaggerungen im Kreis Konstanz gibt. Wir bitten darum, dass das Landratsamt dazu Stellung nimmt

- welche Planungsabsichten dem Landratsamt bekannt sind (inklusive Zeitfenster)

- wie sie weitere Anträge auf Nassbaggerungen im Grundsatz beurteilt. 

Diese Stellungnahme sollte möglichst in einer Passage des Planfeststellungsbeschlusses erfolgen, mindestens aber im Rahmen des Erörterungstermins.  
3. Fehlende Festlegungen 
Wir erwarten, dass im Rahmen des Verfahrens und im Planfeststellungsbeschluss folgende bisher fehlenden oder unklaren Festlegungen getroffen oder eindeutig beschrieben werden:

3.1. 

Bei einer Bürgerinformation über die Nassbaggerung in Radolfzell am 8. Mai 2006 wurde auch die Gefährdung des Sees durch kriminelle Handlungen thematisiert (Ablagerung von Fässern, absichtliches Einbringen eines Fahrzeugs, das mit Benzin gefüllt ist etc.). Für den Antragsteller des vorliegenden Projekts erklärte Dr. Mohr bei dieser Bürgeranhörung vor zahlreichen Zeugen, er werde „das Gelände hermetisch abriegeln, damit dies nicht passiert“.  
Wir erwarten, dass der Planfeststellungsbeschluss eine Passage enthält, die die Maßnahmen dieses „Abriegelns“ beschreibt und die genaue Laufzeit des „Abriegelns“ mit Nennung des Abschlussjahres enthält. 

Falls die Genehmigungsbehörde ein „hermetisches Abriegeln“ während der Nassbaggerung nicht für erforderlich hält, bitten wir darum, dies im Planfeststellungsbeschluss festzuhalten und zu begründen.

3.2.
Wir bitten um Klärung im Rahmen des Verfahrens, wer während und nach Abschluss des Nassbagger-Betriebs die Haftpflicht hat, für den Fall, dass die Frauenwiesquelle oder die Singener/Rielasinger Quellen ihre Funktion für die Wasserversorgung der Städte verlieren. Wie sieht diese Haftung aus, das heißt: Für welche Maßnahmen muss der Haftpflichtige die Kosten übernehmen? Wo bzw. wie werden diese Haftungsfragen üblicherweise schriftlich geregelt?
3.3. 

Bei einem Gespräch mit den Naturschutzverbänden am 8. Mai 2006 teilte Herr Dr. Mohr seine Absicht mit, bereits in der ersten Bagger-Phase (also bis in 15 Jahren) so tief zu baggern, dass alle drei Stockwerke durchstoßen werden. Interessant ist, dass diese Absicht in keiner der bisher zugänglichen Unterlagen erwähnt wird. Wir bitten hier um Klärung der Frage, wann welche Tiefe bzw. welche Stockwerke erreicht werden sollen und dürfen.
3.4.
Ein entscheidendes Argument für die Tiefenbaggerung ist, dass dadurch Waldflächen geschont werden können. Die Aussagen in den Planungsunterlagen, wie lange der geschonte Wald geschont bleibt, sind unklar und rechtlich nicht bindend. Wir erwarten eine klare Festlegung dazu im Planfeststellungsbeschluss.
3.5.
Sowohl bei der öffentlichen Bürgerinformation der Stadt Radolfzell am 8. Mai 2006 als auch bei der Sitzung des Gemeinderats der Stadt Radolfzell am 3. Juli 2007 betonte Oberbürgermeister Dr. Jörg Schmidt: "Wenn auch nur die geringste Gefahr für die Frauenwiesquelle besteht, wird der Baggersee nicht kommen." Bei der Gemeinderatssitzung schlossen sich die Sprecher mehrerer Fraktionen dieser Position an. 

Wir erwarten eine Aussage des Landratsamts als das Verfahren leitende Behörde, ob sie sich dieser Position ebenfalls anschließt oder ob das Risiko des Verlusts dieses Brunnens aufgrund der in den Unterlagen beschriebenen Vorteile des Baggersees in Kauf zu nehmen ist. 

3.6.

Die lange Fließzeit des Grundwassers bis zum Einzugsbereich der Frauenwiesquelle und anderen Quellen wird als risikomindernder Faktor aufgeführt. Dies ist nur dann richtig, wenn diese Fließzeit als „mögliche Vorwarnzeit“ betrachtet und die Aufgabe der Quelle im Falle einer Kontamination in Kauf genommen wird (vgl. Zif. 3.5. dieser Stellungnahme). Oder wenn Sanierungsmaßnahmen möglich sind. 

Falls im Planfeststellungsbeschluss dieser Faktor als Begründung für die Genehmigung des Sees mit aufgenommen wird, bitten wir um Erläuterungen dazu, wie diese Sanierung ablaufen kann, möglichst mit Beispielen aus anderen Kiesabbaugebieten. Wir bitten insbesondere um Auskunft, wie man sich eine Sanierung des untersten Stockwerks bei Ablagerung von Schadstoffen an der tiefsten Stelle des Sees vorzustellen hat. 

